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Nachhaltigkeit 
oder  

Jobkiller?
Kein Schweizer Geld für Produzenten  

von Kriegsmaterial: Das fordert eine  
Volksinitiative. Die Befürworter wollen  

einen nachhaltigen Finanzplatz und  
keine Finanzierung von Kriegen.  

Die Gegner befürchten den Verlust von  
Arbeitsplätzen und kleinere Renten.

Jean-Michel Wirtz

FREIBURG Die Freiburger Natio-
nalratsmitglieder Christine Bul-
liard-Marbach (CVP) und Ger-
hard Andrey (Grüne) diskutie-
ren über die Volksinitiative für 
ein Verbot der Finanzierung von 
Kriegsmaterialproduzenten, die 
am 29.  November zur Abstim-
mung kommt.

Die Initiative für ein Verbot 
der Finanzierung von Kriegs-
materialproduzenten möchte 
den Handlungsspielraum der 
Nationalbank, von Stiftungen 
und von Vorsorgeeinrichtun-
gen einschränken. Gerhard 
Andrey, warum unterstützen 
Sie dieses Anliegen?

Gerhard Andrey: Wir als Gesell-
schaft geben den Rahmen vor, 
in dem sich die Institutionen 
bewegen. Die Nationalbank ist 
natürlich unabhängig. Aber sie 
agiert nicht in einem rechtsfrei-
en Raum. Die Nationalbank hat 
schon heute Ausschlusskriteri-
en, zum Beispiel darf sie nicht in 
Anlagen investieren, die grund-
legende Menschenrechte verlet-
zen. Mit der Annahme der Ini-
tiative darf die SNB nicht mehr 
mit öffentlichem Geld Rüs-
tungsfirmen finanzieren.

Christine Bulliard-Marbach: 
Herr Andrey sagt ganz richtig, 
dass die Nationalbank und Pen-
sionskassen schon heute nach 
ethischen Richtlinien handeln. 
Das befürworte ich. Was mir 
sehr Angst macht, ist, wie un-
sere KMU durch diese Initiati-
ve gefährdet werden, und die 
Auswirkungen auf die Arbeits-
plätze. Die Initianten verstehen 
unter Kriegsmaterialproduzen-
ten nicht nur grosse Rüstungs-
konzerne, sondern alle Unter-
nehmen, die fünf Prozent ihres 
Umsatzes im Rüstungssektor 
machen. Da gehören auch vie-
le KMU dazu, die als Zulieferer 
agieren und hauptsächlich Pro-
dukte für den Alltag herstellen. 
Das ist für mich das Hauptargu-
ment gegen diese Initiative. Be-

reits heute wird nach ethischen 
Grundsätzen gehandelt.

Wäre es dann nicht sinnvoll, 
noch stärker in diese Richtung 
zu gehen?

Bulliard: Die starre und will-
kürliche Grenze von fünf Prozent 
ist dazu sicher der falsche Weg. 
Nötig ist ein internationales 
Engagement. Als kleines Land 
kann die Schweiz nicht die welt-
weite Nachfrage nach Kriegsma-
terial unterbinden und Kriege 
vermeiden. Weil wir schon nach 
ethischen Grundsätzen han-
deln, weil wir bereits ein Kriegs-
materialgesetz haben und weil 
wir in der Corona-Krise sind, in 
der jeden Tag Arbeitsplätze ver-
loren gehen, ist es umso wichti-
ger, dass wir nicht durch eine In-
itiative mit einer willkürlichen 
Quote weitere Arbeitsplätze ge-
fährden. Beispielsweise in der 
Elektronik- oder Metallbranche, 
die bereits unter Druck sind. 
Jetzt müssen wir vorsichtig sein 
mit den Arbeitsplätzen und nach 
wie vor nach ethischen Grund-
sätzen handeln.

Ist die Initiative wirklich ein 
solch grosses Risiko für die 
Wirtschaft? Gar ein Jobkiller?

Andrey: Als waschechter 
KMUler bin ich beeindruckt, 
wofür die KMU alles herhalten 
müssen. Wir reden hier von der 
Finanzierung von – in der Re-
gel – grossen, ausländischen 
Rüstungsherstellern. Es geht 
überhaupt nicht darum, dass 
Schweizer KMU dadurch nicht 
finanziert werden. Und die Na-
tionalbank darf gar nicht in der 
Schweiz investieren. Ich gehe 
auch nicht davon aus, dass die 
Pensionskassen Schweizer KMU 
im Portfolio haben. Zum Kriegs-
materialgesetz: Das haben wir 
bereits, das stimmt. Dieses Ge-
setz erlaubt aber dennoch, dass 
wir mit unseren Pensionskas-
sengeldern indirekt den völker-
rechtswidrigen, grauenhaften 
Krieg im Jemen mitfinanzie-
ren. Das ist eine Tatsache. Das 

gleiche Kriegsmaterialgesetz er-
laubt uns auch, Atomwaffenher-
steller wie Boeing zu finanzie-
ren. Und zur Grösse der Schweiz: 
Wenn etwas unangenehm wird, 
machen wir uns gerne klein. Die 
Schweiz ist aber die grösste Ver-
mögensverwalterin weltweit. 
Zu behaupten, die Schweiz sei 
klein und könne nichts bewir-
ken, ist eine völlige Verkennung 

der Tatsachen. Allein die Natio-
nalbank ist mit 200  Milliarden 
Franken am Aktienmarkt betei-
ligt. Damit will ich nicht sagen, 
dass all dieses Geld in die Rüs-
tungsindustrie geht. Aber die 
meisten Länder erreichen nicht 
einmal ein Bruttoinlandpro-
dukt von dieser Dimension. Bei 
der Initiative geht es letztlich 
darum, ob wir es ernst meinen 
mit der nachhaltigen Entwick-

lung und einem nachhaltigen 
Finanzplatz. In dieser gehen 
Ökologie, Wirtschaft und Sozi-
ales einher. In einen nachhalti-
gen Finanzplatz gehören keine 
Rüstungsgüter. In diesem Som-
mer hat der Bundesrat übrigens 
verkündet, dass er die Schweiz 
positionieren möchte als global 
führende Nation der nachhal-
tigen Finanzdienstleistungen. 
Ich bin eigentlich erstaunt, dass 
dieser Bundesrat sich nicht an 
vorderster Front für die Initiati-
ve einsetzt. Die Schweiz rühmt 
sich zudem gerne als neutra-
les Land, als Land mit dem Sitz 
des Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz, der UNO. Im 
Moment ist das einfach nicht 
glaubwürdig. Wer glaubwürdig 
nachhaltige Entwicklung, Neut-
ralität und eine zukunftsfähige 
Schweiz will, muss Ja stimmen 
und die Vorbildfunktion wahr-
nehmen.

Bulliard: Ich komme wieder 
auf die KMU zurück. Herr An-
drey, Sie sind ein KMU-Vertreter. 
Aber ich verstehe nicht, warum 
Sie die Frage der kleinen KMU, 
die Zulieferer für gewisse Teile 
sind, ausblenden. Zulieferer wie 
Glas Trösch, die Spezialglas für 
Flugzeuge fabrizieren, oder die 
Franke-Gruppe, die sonst Kü-
chen herstellt.

Andrey: Die überhaupt nicht 
betroffen wären von der Initia-
tive.

Bulliard: Ja, warum denn 
nicht?

Andrey: Die Definition von 
Kriegsmaterial ist ziemlich klar. 
Es gibt einen Schwellenwert, wie 
viel ...

Bulliard: Das sind die fünf Pro-
zent des Jahresumsatzes. Die-
ser Schwellenwert ist willkür-
lich gesetzt: In einem Jahr hat 
ein Unternehmen vielleicht ei-
nen grösseren Auftrag in der 
Rüstungsbranche und gilt damit 
als Kriegsmaterialproduzent. Im 
folgenden Jahr aber nicht mehr. 
Das ist realitätsfremd. Wer soll 
das kontrollieren? Jeden Tag 
gehen Arbeitsplätze verloren, 
und jetzt noch diese Initiative. 
Die willkürliche Definition von 
Kriegsmaterialproduzenten ist 
alles andere als klar. Der Realität 
der Firmen wird nicht Rechnung 
getragen. Wenn man die Initiati-
ve annimmt, wird diese nicht die 
gewünschte Auswirkung auf un-
seren Finanzplatz hervorrufen.

Andrey: Die Definition und 
Werte fallen nicht vom Himmel. 
In nachhaltiger Entwicklung 
werden solche Schwellenwerte 
definiert. Und es gibt Definitio-
nen von Kriegsmaterial und ge-
ächteten Waffen. Die sind nicht 

willkürlich. Es geht auch nicht 
darum, Firmen in den Konkurs 
zu treiben, sondern darum, wer 
mit Geld versorgt wird. Ein Ar-
beitsplatz, der nur existieren 
kann, weil am anderen Ende der 
Welt Blut vergossen wird, ist für 
mich kein unterstützenswer-
ter Arbeitsplatz. Ich möchte das 
Geld viel lieber in eine Energie-
wende investieren, in KMU, die 

Fotovoltaikanlagen installieren, 
die sich engagieren für die Elek-
trifizierung unserer Mobilität. 
Das würde sehr viele Arbeits-
plätze schaffen, die positiv be-
setzt wären. Warum Kriegsma-
terialfirmen mit Geld versorgen 
und dort Arbeitsplätze schaf-
fen? Wir brauchen Fotovoltaik- 
Experten, Clean tech- Ex per ten. 
Wir brauchen doch keine Grana-
ten-Experten.

«Bei der Initiative 
geht es letztlich  
darum, ob wir es 
ernst meinen mit  
der nachhaltigen 
Entwicklung.»
Gerhard Andrey
Freiburger Nationalrat (Grüne)

«Viele KMU  
kommen in eine 
proble matische  
Situation, wenn  
die Initiative  
angenommen wird.»
Christine Bulliard-Marbach
Freiburger Nationalrätin (CVP)

Die Nationalbank soll in Zukunft Unternehmen, die mehr als fünf Prozent ihres Jahresumsatzes mit Kriegsmaterial machen, nicht mehr finanzieren dürfen.  Bild Keystone/a

Gerhard Andrey will Investitionen in die Energiewende.  Bild Aldo Ellena/a Für Christine Bulliard steht die Sicherheit auf dem Spiel.  Bild Charles Ellena/a
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Das Transparenzgesetz geht für  
SP und Juso nicht weit genug
Die SP und die Juso  
beharren darauf, dass  
im geplanten Gesetz über 
die Transparenz in der  
Politikfinanzierung alle 
Firmenspenden deklariert 
werden müssen.

Urs Haenni

FREIBURG Dem Grossen Rat 
liegt seit kurzem ein Geset-
zesentwurf zur Regelung der 
Transparenz bei der Finan-
zierung von politischen Par-
teien und Kampagnen vor (FN 
vom 27.  Oktober). Dieser legt 
Schwellenwerte fest, ab denen 
politische Organisationen ihre 
Kampagnenbudgets deklarie-
ren und die Namen von Perso-
nen oder Firmen als Spender 
von Kampagnen nennen müs-
sen. Auch sind neu die Ein-
künfte von kantonalen Man-
datsträgern aus ihrer politi-
schen Arbeit offenzulegen. Ge-
mäss dem Staatsrat soll das 
neue Gesetz erstmals für die 
kantonalen Wahlen 2021 ange-
wandt werden.

Bundesgericht als Option
Mit einigen Punkten dieses 

Gesetzesentwurfes zeigen sich 

die Freiburger SP und die Juso 
nicht einverstanden. Sie wür-
den die Entwicklung des Ge-
setzes in den Kommissionen 
und im Grossen Rat nun ge-
nau verfolgen und nötigenfalls 
vor Bundesgericht gehen, da-
mit der Volkswille respektiert 
werde, schreiben sie in einem 
Communiqué. 

Der Gesetzesentwurf geht 
auf eine Verfassungsinitia-
tive der Freiburger Juso zu-
rück, welche im März 2018 von 
68,5  Prozent des Stimmvolks 
angenommen wurde.

Umstrittener Schwellenwert
SP und Juso stören sich in 

erster Linie daran, dass der 
Staatsrat wie bei den natürli-
chen Personen auch bei den 
juristischen Personen einen 
Schwellenwert von 5000 Fran-
ken festlegen will, ab dem 
Spenden deklariert werden 
sollen. Der Staatsrat interpre-
tierte die Initiative so, dass für 
Firmen kein Schwellenwert ge-
nannt wurde und so der glei-
che Wert wie bei Privaten an-
gebracht sei. Für die SP und die 
Juso bedeutet dies aber, dass 
Firmenspenden ab dem ers-
ten Rappen deklariert werden 
müssen.

Weiter soll das Transparenz-
gesetz auch auf Gemeindeebe-
ne gelten, heisst es in der Mit-
teilung. Der Gesetzesentwurf 
legt es nur für kantonale Par-
teien und Kampagnen sowie 
für die Ständerats-und Natio-
nalratswahlen fest.

Schliesslich sind die Urheber 
der Initiative auch nicht zufrie-
den, dass die Rechnungen der 
Parteien nur ein Jahr öffentlich 
sein sollen. Man müsse die Par-
teifinanzen mindestens über 
zwei kantonale und eidgenös-
sischen Wahlen verfolgen kön-
nen, so dass die Zahlen über 
mindestens sechs Jahre ver-
fügbar sein müssen.

Bundesgericht hat geurteilt
Über dem Freiburger Ge-

setz hing bisher immer noch 
die Ungewissheit eines Bun-
desgerichtsurteils zu einem 
ähnlichen Gesetz im Kanton 
Schwyz. Wie aus dem Commu-
niqué von SP und Juso hervor-
geht, liegt dieses Urteil nun 
vor. Wie sich herausstellt, stellt 
das Lausanner Urteil die Frei-
burger Schwellenwerte nicht 
infrage. Und es stützt auch die 
geplante Freiburger Regelung, 
wonach anonyme Spenden an 
den Staat gehen sollen.

Bulliard: Wenn es kleine KMU 
und Zulieferfirmen gibt, die ein-
zelne Teile fabrizieren, dann 
dürfen diese nicht als Kriegsma-
terialproduzenten gelten.

Andrey: Genau die sind auch 
nicht betroffen, Frau Bulliard. 
Für ein KMU, das eine Flug-
zeugscheibe produziert, und das 
nicht primär im Armeesektor tä-
tig ist, ist die Initiative kein Pro-
blem. Eine gewisse Aktivität in 
dem Bereich ist bis zum Schwel-
lenwert ja sogar zulässig. Wir 
brauchen Arbeitsplätze der Zu-
kunft. Nicht Arbeitsplätze, die 
von kriegerischen Konflikten 
ausgehen, um zu bestehen.

Bulliard: Wir müssen Klar-
text reden. Die GSOA-Initiati-
ve wendet sich ganz klar gegen 
die einheimische Rüstungsin-
dustrie. Da setzt man die Sicher-
heit unseres Landes aufs Spiel. 
Die Schweizer Armee ist für ih-
re Versorgung auf unsere Rüs-
tungsunternehmen angewie-
sen. Die Corona-Krise zeigt, wie 
schnell internationale Liefer-
ketten zusammenbrechen kön-
nen. Die Initiative würde unse-
re Armee schwächen und Ein-
bussen am Wirtschaftsstandort 
Schweiz sind zu befürchten.

Andrey: Die Gefahr für die 
KMU ist bei Ihnen das vorherr-
schende, nicht fundierte und 
das einzige Argument. Erneut: 
Die Schweizer KMU werden 
nicht betroffen sein. Die meisten 
in diesem Bereich bieten sowie-
so Dual-Use-Güter an. Und um 
die Existenz der Armee braucht 
man sich wohl nicht so grosse 
Sorgen zu machen. Wir haben 
eben über 20  Milliarden Fran-
ken für neue Kampfflugzeuge 
gesprochen.

Bulliard: Neben den Arbeits-
plätzen gibt es noch andere 
wichtige Argumente. Zum Bei-
spiel die Altersvorsorge. Die Si-
cherheit unserer Renten wird 
durch die Einschränkungen der 
Anlagemöglichkeiten klar ge-
schwächt. Investitionen in di-
versifizierte Fonds reduzie-
ren klar das Risiko. Das würde 

durch die Initiative verunmög-
licht und die erste sowie zwei-
te Säule schmälern. Die Folge 
der Initiative sind hohe Verwal-
tungskosten. Am Ende müssen 
die Rentner dafür bezahlen.

Andrey: Wir haben zum Glück 
genug Erfahrung mit Pensions-
kassen, die seit Jahrzehnten 
nicht mehr solche Finanzierun-
gen machen. Die haben ein di-
versifiziertes Portfolio und fah-
ren eine bessere oder mindes-
tens eine gleich gute Rendite 
ein. Es ist eine Mär, dass man 
Kriegsgeschäft im Portfolio ha-
ben muss, um eine Rendite zu 
erwirtschaften. Wenn es globale 
Konflikte braucht, damit ich ei-
ne bessere Altersvorsorge habe, 
möchte ich eine solche Alters-
vorsorge nicht.

Würde die Initiative mit der 
Fünf-Prozent-Regel nicht einen 
zusätzlichen Verwaltungs-
aufwand für die staatliche  
und berufliche Vorsorge 
generieren?

Andrey: Die Portfolios sind in-
dexiert, die sind gebündelt. Da 
kann man sich entscheiden für 
einen Index, der nachhaltig ist. 
Das ist kein wahnsinnig grosser 
Aufwand. Bürokratie ist ein Kil-
lerargument von der Gegensei-
te. Das ist nicht wirklich ein Pro-
blem. Wer sich im nachhaltigen 
Banking auskennt, der weiss, 
dass das heute schon recht ein-
fach möglich ist.

Sind in diesen Märkten 
klassische Renditen möglich?

Andrey: Ja. Die Nationalbank 
hat in diesem Jahr vor allem in 

den nachhaltigen Anlagen ge-
wonnen.

Bulliard: Auf dem Kapital-
markt hätten wir durch die In-
itiative sicher einen Nachteil. 
Wenn Unternehmen am Kapi-
talmarkt eingeschränkt sind, 
würde das über kurz oder lang 
zu Verlusten von Arbeitsplät-
zen führen. Niemand will Krie-
ge in der Welt fördern. Aber die 
Schweiz kann als kleines Land 
alleine die Nachfrage nach 
Kriegsmaterial nicht stoppen. 
Das Ziel, Konflikte aus der Welt 
zu schaffen, wird nicht erreicht, 
wenn wir Ja stimmen.

Christine Bulliard, Sie 
haben vorhin von einer 
«GSOA- Initiative» gesprochen. 
Warum? Die Initiative wird 
ja nicht nur von der Gruppe 
für eine Schweiz ohne Armee 
unterstützt.

Bulliard: Es gibt mehrere 
Gruppierungen, welche die Ini-
tiative unterstützen. Man spürt 
aber aus den Diskussionen und 
aus dem Initiativtext, dass es 
hier eigentlich darum geht, die 
Rüstungsindustrie zu schwä-
chen. Die Definition von Kriegs-
materialproduzenten über fünf 
Prozent des Umsatzes ist dafür 
aber nicht geeignet. Viele KMU 
kommen in eine problematische 
Situation, wenn die Initiative 
angenommen wird.

Andrey: Glücklicherweise ent-
scheiden wir an der Urne nicht 
über Mitgliedschaften in zivil-
gesellschaftlichen Organisatio-
nen oder politischen Parteien. 
Hier geht es um einen Verfas-
sungstext, der unterbreitet wird.

Volksinitiative

Ein Finanzierungsverbot für  
die Nationalbank und Stiftungen

 «Der Schweizerischen Na-
tionalbank, Stiftungen so-

wie Einrichtungen der staatli-
chen und beruflichen Vorsorge 
ist die Finanzierung von Kriegs-
materialproduzenten unter-
sagt.» Dieser Satz wird in die 
Bundesverfassung aufgenom-
men, wenn am 29.  November die 
Volksinitiative für ein Verbot 
der Finanzierung von Kriegs-
materialproduzenten angenom-
men wird.

Kriegsmaterialproduzenten 
sind laut Initiativtext «Unter-
nehmen, die mehr als fünf Pro-
zent ihres Jahresumsatzes mit 
der Herstellung von Kriegsmate-
rial erzielen. Davon ausgenom-
men sind Geräte zur humanitä-
ren Entminung sowie Jagd- und 
Sportwaffen und deren zugehö-
rige Munition.» Als Finanzie-
rung von Kriegsmaterialprodu-
zenten verstehen die Initianten 
unter anderem die Gewährung 
von Krediten, Darlehen und 
Schenkungen, die Beteiligung 
an Kriegsmaterialproduzenten 
und der Erwerb von deren Wert-
schriften sowie von Anteilen an 
Finanzprodukten, die Kriegs-
materialproduzenten enthalten. 

Heute bestehende Finanzierun-
gen von Kriegsmaterialprodu-
zenten müssten innerhalb von 
vier Jahren abgestossen werden, 
so der Initiativtext. Der Bund 
solle sich auf nationaler und in-
ternationaler Ebene dafür ein-
setzen, dass dieselben Regeln 
für Banken und Versicherungen 
gelten.

Die Initiative wird getragen 
von der Gruppe für eine Schweiz 
ohne Armee (GSOA) und den 
jungen Grünen. Zudem wird sie 
unterstützt von der SP, den Grü-
nen und der EVP. Gegen die Ini-
tiative haben sich die SVP, CVP, 
FDP, GLP und BDP ausgespro-
chen. Der Bundesrat und das 
Parlament empfehlen im Ab-
stimmungsbüchlein ein Nein.

Die Initiative für ein Verbot 
der Finanzierung von Kriegs-
materialproduzenten geht wei-
ter als das bestehende Bundes-
gesetz über das Kriegsmateri-
al. Dieses Gesetz untersagt die 
Finanzierung von verbotenem 
Kriegsmaterial. Dazu gehören 
Atomwaffen, biologische und 
chemische Waffen sowie Anti-
personenminen und Streumu-
nition. jmw

Die Nationalbank soll in Zukunft Unternehmen, die mehr als fünf Prozent ihres Jahresumsatzes mit Kriegsmaterial machen, nicht mehr finanzieren dürfen.  Bild Keystone/a

Gespräch über Video: Christine Bulliard und Gerhard Andrey. Bilder jmw
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FDP sagt Nein zu nationalen und Ja 
zur kantonalen Abstimmungsvorlage
Die kantonale FDP hat die 
Parolen für die kommenden 
Abstimmungen gefasst.  
Bei den Bundesvorlagen  
befürchtet sie Nachteile  
für Unternehmen.
 
FREIBURG Aufgrund der Coro-
na-Lage hat die FDP Freiburg 
ihre Delegiertenversammlung 
von letzter Woche abgesagt. Die 
Parolenfassung für die Abstim-
mungsvorlagen vom 29.  No-
vember fand brieflich statt. Die 
Delegierten empfehlen, die bei-
den Bundesvorlagen abzuleh-
nen und die Revision der Pen-
sionskasse des Staatspersonals 
anzunehmen. Dies teilte die 
Partei am Dienstag mit.

Die Volksinitiative für ver-
antwortungsvolle Unterneh-
men zum Schutz von Mensch 
und Umwelt lehnen die 
FDP-Delegierten mit 48 ge-
gen 3 Stimmen klar ab. Sie fol-
gen damit der Empfehlung des 
Kantonalvorstandes und der 
FDP Schweiz. Auch wenn die 
Initiative das richtige Ziel ver-
folge, so seien die in der Initi-
ative vorgesehenen Massnah-
men nicht die richtigen. Sie 
würden die Schweizer Unter-
nehmen im Vergleich zu ihren 
Konkurrenten in eine schwieri-
ge Lage bringen.

Auch bei der Volksinitiati-
ve für ein Verbot der Finan-
zierung von Kriegsmaterial-
produzenten befürchtet die 

FDP eine Benachteiligung von 
Schweizer Unternehmen. Das 
Ziel sei lobenswert, aber es sei 
illusorisch zu glauben, dass es 
auf diese Art erreicht werden 
könne, schreibt die FDP.

Mit 47 Ja-Stimmen, aber 
auch 3 Nein-Stimmen und ei-
ner Enthaltung, befürwor-
ten die Delegierten zudem 
die Revision der Pensionskas-
se des Freiburger Staatsperso-
nals. Die Reform sei notwen-
dig, um die Zukunft der Kas-
se zu sichern. Die FDP erach-
tet die Vorlage als ausgewo-
gen, da sich sowohl Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
wie auch der Arbeitgeber bereit 
erklären, zur Reform beizu-
tragen. uh

Freiburger Ferienheime bitten  
beim Kanton um Soforthilfe
Ferienlager finden nicht 
statt, die Lagerhäuser 
 stehen leer. Der Freiburger 
Verband der Ferienheime 
bittet deshalb den Kanton 
um sofortige finanzielle 
Unterstützung. 

Simone Frey

FREIBURG Viele Skilager wird es 
diesen Winter nicht geben. Ver-
schiedene Kantone haben an-
gekündigt, bis Ende März Feri-
enlager zu untersagen, schreibt 
der Verband der Freiburger Fe-
rienheime und Gruppenunter-
künfte (VFFG). Der Verband 
schlägt deshalb nun Alarm. Er 
richtet sich an den Kanton, ge-
nauer an Volkswirtschaftsdi-
rektor Olivier Curty (CVP), und 
bittet um Soforthilfe, um die 
laufenden Rechnungen beglei-
chen zu können.

Seit Ausbruch der Corona- 
Pandemie verläuft das Jahr 
für Lagerhäuser schlecht. Die 

Aussicht ist wegen der zweiten 
Corona- Welle erst recht einge-
trübt. «Gewisse Häuser kön-
nen den Winter ohne finanziel-
le Hilfe nicht überleben», sagte 
Jean-Marie Buchs gegenüber 
den FN. Er ist Vorstandsmit-
glied des VFFG und Geschäfts-
führer des Ferienheims Höfli in 
Jaun. 

Fixkosten bleiben
In seiner Funktion erlebt 

Jean-Marie Buchs, welche Aus-
wirkungen die Corona-Pan-
demie auf Lagerhäuser hat. In 
diesem Jahr haben ihm bereits 
mindestens 25 Gruppen ab-
gesagt. Sein Haus hat 120 Bet-
ten. Die meisten Gruppen sei-
en zwischen 40 und 100 Perso-
nen gross. «Für nächstes Jahr 
ist bereits alles abgesagt», sag-
te er. Ins Höfli reisen haupt-
sächlich Freiburger Schulen. 
Sie bleiben diesen Winter zu 
Hause. Für Jean-Marie Buchs 
bedeutet das, dass er auf Fix-
kosten sitzen bleibt. «Minimal 

heizen muss ich ja, und hinzu 
kommen die Versicherungen 
und Steuern.» Er versucht, wo 
möglich das Gespräch mit sei-
nen Vertragspartnern zu su-
chen. So hat er beispielsweise 
beim Internetanbieter um ei-
ne Reduktion der Kosten ange-
fragt. Zwei Monate lang darf er 
den halben Preis zahlen. 

Das sei ein nettes Entgegen-
kommen, meint Jean-Marie 
Buchs. Solche Beträge machten 
die Verluste bei ihm und ande-
ren Betreibern von Ferienhäu-
sern jedoch nicht wett. Nach 
Schätzungen der VFFG-Mitglie-
der beläuft sich der Fehlbetrag 
bereits auf mehr als 50  Prozent. 
Da die Mittelzuflüsse gleich 
Null seien, fehle es trotz der Co-
vid-Kredite an Liquidität. 

Der Verband hat 35 Mitglie-
der. Letztes Jahr verbuchten sie 
zusammen 143 514 Übernach-
tungen. Damit sei er ein wich-
tiger Akteur für den Freiburger 
Tourismus, schreibt der Ver-
band.


